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171 Bekanntmachung 
  Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises 
 
Der Dienstausweis Nr. 974 des Beschäftigten Horst Münchow, ausgestellt am 20.03.2014  vom Kreis Minden-Lübbecke, ist in Verlust  
geraten. Er wird hiermit für ungültig erklärt. Der unbefugte Gebrauch des Ausweises wird strafrechtlich verfolgt. Sollte der Ausweis ge-
funden werden, wird gebeten, ihn dem Kreis Minden-Lübbecke - Steuerungsunterstützung und Interner Service -, Portastraße 13,  
32423 Minden, zuzuleiten. 
 
Minden, den 30.06.2015 
  KREIS MINDEN-LÜBBECKE 
  Der Landrat 
 
 
 
172 Bekanntmachung 
 
Für die Abnahme der Fischerprüfung, die zur Erlangung des ersten Fischereischeines erforderlich ist, sind folgende Termine festgesetzt 
worden: 
 
  23. bis 26. November 2015 
 
Anträge auf Zulassung zu dieser Prüfung sind spätestens bis zum 26. Oktober 2015 beim Landrat des Kreises Minden-Lübbecke, Untere 
Fischereibehörde, 32423 Minden, Portastraße 13, einzureichen. 
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Lehrgänge zur Vorbereitung auf diese Fischerprüfung werden von den jeweils örtlichen Fischereivereinen abgehalten. 
 
32423 Minden, 08.07.2015 
  KREIS MINDEN-LÜBBECKE 
  Der Landrat 
  - Untere Fischereibehörde - 
 
 
 
173 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Bußgeldbescheiden 
 
Die Zustellung von Bußgeldbescheiden wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
174 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung eines Bescheides 
 
Die Zustellung von Bescheiden wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des Kreisblat-
tes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
175 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Ordnungsverfügungen 
 
Die Zustellung einer Ordnungsverfügung wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
176 Erscheinungstermine 
  des Amtlichen Kreisblattes 
 

Nr. 18 Redaktionsschluss 06.08.2015 Ausgabe 13.08.2015 
Nr. 19 Redaktionsschluss 13.08.2015 Ausgabe 20.08.2015 
Nr. 20 Redaktionsschluss 27.08.2015 Ausgabe 03.09.2015 
Nr. 21 Redaktionsschluss 16.09.2015 Ausgabe 18.09.2015 

 
 
 
177 Bekanntmachung 
 
Die 1. Sitzung des Wahlausschusses in der 10. Wahlperiode findet am 
 
  Donnerstag, dem 30.07.2015, 18:00 Uhr, 
 
im Rathaus I, Ostkorso 8, Großer Sitzungssaal statt. 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1 Formalien 
 
2 Verpflichtung der Beisitzer des Wahlausschusses durch den Vorsitzenden 
 
3 Entscheidung über die Zulassung der eingereichten Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/ der Bürgermeisterin der Stadt 

Bad Oeynhausen 
  
 
4 Verschiedenes 
 
Zur Sitzung des Wahlausschusses hat jedermann Zutritt. 
 
Ich weise darauf hin, dass der Wahlausschuss gemäß § 6 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Beisitzer beschlussfähig ist. 
 
Bad Oeynhausen, den 16.07.2015 
  gez.  
  Brand 
  Erster Beigeordneter und Wahlleiter 
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178 Bekanntmachung  
  des Entwurfs der Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung der Stadt Bad Oeynhausen für das Haushaltsjahr2015 
 
Der Entwurf der Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung der Stadt Bad Oeynhausen für das Haushaltsjahr 2015 mit ihren Anlagen steht 
während der Dauer des Beratungsverfahrens im Rat jeweils während der Öffnungszeiten im Rathaus I in 32545 Bad Oeynhausen, Ostkorso 
8, Zimmer 2-4, zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
 
Einwendungen gegen den Entwurf der Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung und ihre Anlagen können von den Einwohnern und Abga-
bepflichtigen der Stadt Bad Oeynhausen in der Zeit vom 27.07.2015 bis zum 12.08.2015 sowohl schriftlich als auch mündlich zu Proto-
koll, jeweils während der Öffnungszeiten im Rathaus I in 32545 Bad Oeynhausen, Ostkorso 8, Zimmer 38, erhoben werden. 
 
Über die Einwendungen beschließt der Rat der Stadt Bad Oeynhausen in öffentlicher Sitzung. 
 
Der Entwurf der Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2015 wird zusätzlich in der Bekanntmachung im Eingangs-
bereich des Rathauses I, Ostkorso 8, 32545 Bad Oeynhausen ausgehängt und ist der Internetseite der Stadt Bad Oeynhausen, 
www.badoeynhausen.de, zu entnehmen. 
 
Bad Oeynhausen, den 25.06.2015 
  Stadt Bad Oeynhausen 
  Der Bürgermeister 
  Mueller-Zahlmann 
 
 
179 Bekanntmachung 
  Hinweis auf die Bekanntmachung über die zugelassenen Wahlvorschläge  
  für die Bürgermeisterwahl am 13.09.2015 
 
Die Bekanntmachung der Gemeinde Hüllhorst über die zugelassenen Wahlvorschläge für die Bürgermeisterwahl am 13.09.2015 wird im 
vollen Wortlaut vom 31.07.2015 bis 10.08.2015 im Bekanntmachungskasten der Gemeinde Hüllhorst am Rathaus, Löhner Str. 1, ausge-
hängt und kann in dieser Zeit zusätzlich während der allgemeinen Öffnungszeiten im Rathaus, Zimmer 1.13, eingesehen werden. 
 
Hüllhorst, den 23.07.2015 
  Gemeinde Hüllhorst 
  Der Wahlleiter 
  In Vertretung:  
  Sassenberg 
 
 
180 Bekanntmachung 
  der Gemeinde Hüllhorst über die öffentliche Auslegung 
  des Entwurfs des Bebauungsplanes Nr. 47 „Alte Straße 9“ gem. § 3 Abs. 2 BauGB. 
 
Die Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung wird im vollen Wortlaut vom 23.07.2015 bis 30.07.2015 im Bekanntmachungskasten 
der Gemeinde Hüllhorst am Rathaus, Löhner Straße 1, 32609 Hüllhorst, ausgehängt.  
 
Hüllhorst, den 25.06.2015 
  Gemeinde Hüllhorst 
  Der Bürgermeister 
  Henke 
 
 
181 Bekanntmachung 
  der Stadt Lübbecke über die Widmung von Gemeindestraßen 
 
Gemäß § 6 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV. NW. S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. März 2015 (GV. NRW. S. 312), werden folgende Straßen als Gemeindestraßen dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet: 
 
 1. Hämmes Brink, Gemarkung Nettelstedt, Flur 8, Flurstück 921 
 2. Am Sonnenhang, Gemarkung Nettelstedt, Flur 8, Flurstück 1084 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach der öffentlichen Bekanntmachung Klage erhoben werden.  
 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 32 40, 32389 Minden) schriftlich oder in 
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Fi-
nanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 (GV. NRW. S. 548) einzureichen oder mündlich zur 
Niederschrift des Urkundenbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
 
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monatsfrist bei Gericht ein-
gegangen ist. 
 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Durchschriften beigefügt werden. 
 
Lübbecke, den 08. Juli 2015 
  Der Bürgermeister 
  In Vertretung 
  Frank Haberbosch 
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182 Bekanntmachung 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Petershagen mit ihren Anlagen für die Haushaltsjahre 2015 und 2016 ist dem Rat am 
25.06.2015 zugeleitet worden. Er wird für die Dauer des Beratungsverfahrens im Verwaltungsgebäude Petershagen, Schloßfreiheit 2-4, 
Zimmer 26, während der Dienststunden zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflichtige der Stadt Petershagen in der Zeit vom 23.07.2015 bis zum 21.08.2015 bei 
der Stadt Petershagen, Bahnhofstraße 63, 32469 Petershagen, Einwendungen erheben. Über die Einwendungen beschließt der Rat der 
Stadt Petershagen in öffentlicher Sitzung. 
 
Petershagen, 25.06.2015 
  Stadt Petershagen 
  Der Bürgermeister 
  Blume 
 
 
 
183 Bekanntmachung 
  Verwaltungsgebührensatzung 
  der Stadt Petershagen vom 02.07.2015 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), des § 2 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. August 1999 und der §§ 1, 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Petersha-
gen in seiner Sitzung am 25.06.2015 folgende Verwaltungsgebührensatzung beschlossen: 
 
  § 1 
  Gebührenpflichtige Leistungen 
 
Für die in der Anlage genannten Leistungen erhebt die Stadt Verwaltungsgebühren. Die Er-hebung von Gebühren aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften für besondere Leistungen, die in dem Gebührentarif nicht aufgeführt sind, bleibt unberührt. 
 
  § 2 
  Höhe der Gebühr 
 
(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach der Anlage. Bei mehreren gebührenpflichtigen Leistungen entstehen Gebühren einzeln nach 

den jeweiligen Tarifnummern der Anlage. 
(2) Für Leistungen, für welche die Anlage einen Gebührenrahmen oder eine Bemessung nach Stundensätzen vorsieht, sind bei der Festset-

zung der Gebühr die Vorbereitungszeit und die wirtschaftliche oder sonstige Bedeutung der Leistung zu berücksichtigen. 
 
  § 3 
  Gebührenfreiheit 
 
Gebührenfrei sind: 
a) Leistungen, für die nach gesetzlichen Vorschriften sachliche oder persönliche Gebührenfreiheit besteht, 
b) Leistungen im Rahmen der Amtshilfe, 
c) Leistungen, die überwiegend im öffentlichen Interesse liegen (Beispiele: Wirtschafts-förderung, Wissenschaft etc.). 
 
  § 4 
  Auslagenersatz 
 
Auslagen im Sinne des § 5 Abs. 7 KAG kann die Stadt auch dann gesondert in Rechnung  
stellen, wenn die Leistung selbst gebührenfrei ist. 
 
  § 5 
  Billigkeitsmaßnahmen 
 
Gebühren und Auslagen können auf Antrag ganz oder teilweise erlassen werden, wenn dies aus Gründen der Billigkeit, insbesondere zur 
Vermeidung sozialer Härten, geboten ist. 
Im Übrigen richten sich die Stundung und der Erlass von Verwaltungsgebühren nach den Vorschriften des KAG. 
 
  § 6 
  Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner ist, wer die Leistung selbst oder durch zurechenbares Verhalten eines Dritten veranlasst hat oder wer durch sie be-

günstigt wird. 
(2) Von mehreren an einer Angelegenheit Beteiligten ist jeder gebührenpflichtig, soweit die Leistung ihn betrifft. 
(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
  § 7 
  Fälligkeit 
 
(1) Die Gebühr wird mit der Erbringung der Leistung fällig. Die Gebühr kann vor Erbringung der Leistung gefordert werden.  
(2) Der Gebührenschuldner hat Anspruch auf eine Quittung. 
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  § 8  
  Gebühren bei Ablehnung oder Zurücknahme von Anträgen sowie für Widerspruchsbescheide 
 
(1) Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige Leistung abgelehnt oder vor ihrer Beendigung zurückgenommen, so wird eine Gebühr 

gem. § 5 Abs. 2 KAG erhoben. 
(2) Für Widerspruchsbescheide wird nur dann eine Gebühr erhoben, wenn der Verwaltungsakt, gegen den Widerspruch erhoben wird, ge-

bührenpflichtig ist und wenn und soweit der Widerspruch zurückgewiesen wird. Die Höhe der Gebühr richtet sich nach § 5 Abs. 3 
KAG. 

 
  § 9 
  Beitreibung 
 
Die Gebühren können nach § 1 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vom 13.05.1980 (GV NRW S. 510) im Verwaltungszwangsverfah-
ren beigetrieben werden. 
 
  § 10 
  Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft; gleichzeitig tritt die Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Petershagen 
vom 14.12.2001 außer Kraft. 
 
  Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Verwaltungsgebührenordnung mit Gebührentarif der Stadt Petershagen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird 
darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Petershagen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Petershagen, den 02. Juli 2015 
  Stadt Petershagen 
  Der Bürgermeister 
  Blume 
 
 
  A n l a g e 
  zur Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Petershagen vom 02.07.2015 

 
Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
in Euro 

1. Vervielfältigungen und Auszüge  
 a) Fotokopien und Ausdrucke bis zum Format DIN A 4  
  Für die ersten 10 Seiten jeweils 0,70 
  Ab der 11. Seite jeweils 0,40 
 b) Bei größerem Format als DIN A 4 für jede Seite 0,90 
 c) Farbkopien und -ausdrucke   
  bis zum Format DIN A 4 1,20 
  Im Format DIN A 3 1,70 
  Im Format DIN A 2 2,70 
 d) Für individuell zusammengestellte Auszüge aus Schriftstücken oder Dateien wird eine 

Gebühr nach dem Zeitaufwand erhoben, der bei durchschnittlicher Arbeitsleistung zur 
Herstellung benötigt wird. 

 

  Die Gebühr beträgt für je angefangene 15 Minuten 9,00 
2. Bereitstellung von Dateien / Digitalisaten per E-Mail oder Datenträger 

je angefangene 10 Minuten 
 

8,00 
3. Beglaubigungen und Zeugnisse  
 a) Beglaubigung von Unterschriften oder Handzeichen 2,50 
 b) Beglaubigungen von Abschriften, Auszügen, Ablichtungen, Zeichnungen, Plänen je 

Seite 
 

4,20 
 (bei mehrfachen Beglaubigungen derselben Vorlage ermäßigt sich die Gebühr ab der zweiten 

Beglaubigung um 50 %) 
 

4. Genehmigungen, Erlaubnisse, Bescheide, Ausnahmebewilligungen und Bescheinigungen, so-
weit nicht eine andere Gebühr oder Gebührenfreiheit vorgeschrieben ist 

 

 je angefangene halbe Stunde 24,00 
5. Erteilung von Vorrangseinräumungen und Löschungsbewilligungen, Freigabeerklärungen und 

sonstige Erklärungen für das Grundbuch (z. B. Bescheinigung zum Nichtbestehen/zur Nicht-
ausübung eines Vorkaufsrechts nach § 28 Abs. 1 S. 3 BauGB) 

 

 je angefangene halbe Stunde 25,00 
6. Erteilung von Zweitausfertigungen von Bescheinigungen etc. 3,00 
7. Feststellungen aus Konten und Akten  
 je angefangene halbe Stunde 24,00 
8. Auszug aus dem Kassenkonto für ein Rechnungsjahr 4,00 
9. Genehmigung und Überwachung von Arbeiten, die für Rechnung Dritter von Unternehmen an 

Straßen, Plätzen, Kanälen und sonstigen Anlagen ausgeführt werden 
 

 je angefangene halbe Stunde 24,00 
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Tarif- 
Nr. 

Gegenstand Gebühr 
in Euro 

10. Feststellungen, Besichtigungen, Gutachten, Bauleitungen, Auszüge, technische Arbeiten, und 
zwar für 

 

 a) Büroarbeiten je angefangene halbe Stunde 24,00 
 b) Außenarbeiten je angefangene halbe Stunde 24,00 
 c) Gehilfenstunden zur Vorhaltung und Beförderung von Geräten  
  je angefangene halbe Stunde 19,00 
11. Abgabe von Leistungsverzeichnissen bei öffentlichen Ausschreibungen  
 für jede angefangene Seite 0,35 
12. Anfertigung von Abschriften und Auszügen aus Archivgut, Über-tragungen in moderne Schrift 

und Übersetzungen 
 

 je angefangene halbe Stunde 24,00 
13. a) Einleitung Regenwasser in Wegeseitengraben 55,00/Jahr 
 b) Einleitung Regen- und Schmutzwasser in Wegeseitengraben 65,00/Jahr 
 c) Einmalige Bearbeitung für Einleitung in Wegeseitengraben 35,00 
14. Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis gem. § 18 Straßen- und Wegegesetz Nordrhein-

Westfalen (StrWG NRW) für Werbung und Plakatierung im öffentlichen Straßenraum 
 

35,00 
15. Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis gem. § 18 StrWG NRW bzw. einer Gestattung nach  

§ 23 StrWG NRW (Sonstige Nutzung) einschl. Überwachung der Arbeiten für Verrohrung von 
Wegeseitengräben, Bordsteinabsenkungen, private Leitungen im Straßenraum, Anlage  
von Zufahrten und andere Nutzungen im Sinne des StrWG NRW 

 
 
 

50,00 
16. Erteilung von Bescheinigungen im Bereich der Wohnungsbauförderung 10,00 
17. Freistellungen nach § 19 des Gesetzes zur Förderung und Nutzung von Wohnraum (WFNG 

NRW) 
 

30,00 
18. Einkommensbescheinigung für Zinssenkungsanträge bei der NRW-Bank 10,00 
19. Aufwendungsdarlehn  
19.1 Einkommensbescheinigung für die Gewährung eines Aufwendungsdarlehns bei der NRW-Bank 10,00 
19.2 Einkommensbescheinigung für die Weitergewährung eines Aufwendungsdarlehns bei der 

NRW-Bank 
 

10,00 
20. Eheschließungen / Begründung einer Lebenspartnerschaft  
20.1 Vornahme der Eheschließung / Mitwirkung an der Begründung einer Lebenspartnerschaft in 

Räumlichkeiten (mit Ausnahme von Privatwohnungen) außerhalb des Rathauses und des Schöf-
fensaales des Alten Amtsgerichts für 
a)  Besichtigung der Räumlichkeiten im Vorfeld 
b)  Vornahme der Eheschließung / Begründung einer Lebenspartnerschaft 

 
 
 

100,00 
300,00 

 
 
 
 
184 Bekanntmachung 
  1. Ordnungsbehördliche Verordnung vom 02. Juli 2015 
 zur Änderung der Ordnungsbehördlichen Verordnung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
  im Gebiet der Stadt Petershagen vom 14.12.2000 
 
Aufgrund der §§ 27 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1, und 31 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehörden-
gesetz (OBG) – in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.05.1980 (GV. NW. S. 528), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 02.10.2014 (GV. NRW. S. 622), wird von der Stadt Petershagen als örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt 
Petershagen vom 25. Juni 2015 für das Gebiet der Stadt Petershagen folgende Verordnung erlassen: 
 
  Artikel 1 
 
§ 2 erhält folgende neue Überschrift: 
Tiere 
 
§ 2 wird um folgende Absätze ergänzt: 
(6) Katzenhalter, die ihrer Katze Zugang ins Freie gewähren, haben diese zuvor von einem Tierarzt durch Kastration oder Sterilisation un-

fruchtbar machen zu lassen und mittels Mikrochip zu kennzeichnen und bei einem zentralen Haustierregister anzumelden. Dies gilt für 
weibliche und männliche Katzen ab einem Alter von fünf  

 Monaten. 
(7) Als Katzenhalter im vorstehenden Sinne gilt auch, wer freilebenden Katzen  
 regelmäßig Futter zur Verfügung stellt.  
(8) Für die Zucht von Rassekatzen können auf Antrag Ausnahmen von der Pflicht zur Unfruchtbarmachung zugelassen werden. Die Ab-

gabe der Tiere ist vom Züchter zu dokumentieren und die Dokumentation mindestens 10 Jahre aufzubewahren.  
 Im Übrigen bleibt § 7 unberührt.  
 
 
§ 8 Abs. 1 Ziff. 1 erhält folgende Fassung: 
1.  die Bestimmungen hinsichtlich der Haltung von Tieren gem. § 2 Abs. 1 bis 5 der Verordnung; 
 
 
 
  Artikel 2 
 
Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
 
 
  



 

 - 195 - 

  Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung zur Änderung der Ordnungsbehördlichen Verordnung zur Aufrechterhaltung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt Petershagen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, 
dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen 
diese Ordnungs-behördliche Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Petershagen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Petershagen, den 02. Juli 2015 
  Stadt Petershagen 
  Der Bürgermeister 
  Blume 
 
 
 
185 Bekanntmachung 
  5. Satzung 
  zur Änderung der Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen 
  der Stadt Petershagen vom 12.12.2003 
 
Aufgrund des § 4 des Bestattungsgesetzes NRW (BestG) vom 17.06.2003 (GV. NRW. S. 313) und § 7 der Gemeindeordnung NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.09.2012 (GV. 
NRW. S. 436), und der Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen der Stadt Petershagen vom 12.12.2003 hat der Rat der Stadt Pe-
tershagen in seiner Sitzung am 25.06.2015 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
  Artikel I 
 
  § 12 Arten der Grabstätten 
 
Abs. 2 - Buchstabe k) wird eingefügt: 
 Pflegefreie Reihen- oder Wahlgrabstätten mit Wahlmöglichkeit für Grabmal (§ 14b) 
 
 
  § 13 Reihengrabstätten und pflegefreie Reihengrabstätten 
 
Abs. 2 - nach Satz 7 wird eingefügt: 
 Mit Verlegen der Platte geht diese in das Eigentum der Stadt Petershagen über.  
 
 
  § 14a Partnergrabstätten 
 
Abs. 1 - Satz 3 wird gestrichen. 
 In Satz 7 wird die Angabe „in der Mitte“ gestrichen. 
 
 
  § 14b Pflegefreie Reihen- oder Wahlgrabstätten mit Wahlmöglichkeit für Grabmal 
 
Der § 14b mit den Absätzen 1 und 2 wird neu eingefügt. 
 
Abs. 1: Pflegefreie Reihen- oder Wahlgrabstätten mit Wahlmöglichkeit für Grabmal sind Grabstätten für Erdbestattungen, welche auf ein-
zelnen Friedhöfen, die bei der Friedhofsverwaltung erfragt werden können, angeboten werden. Sie werden als Gemeinschaftsanlage be-
trieben und durch die Friedhofsverwaltung gepflegt und unterhalten. Die pflegefreie Reihengrabstätte mit Wahlmöglichkeit für Grabmal 
bietet die Möglichkeit der Aufstellung eines Grabmals bis zu einer maximalen Höhe von 50 cm ab Oberkante der Einfassung. Das Grab-
mal hat sich in die Gesamtgestaltung des jeweiligen Friedhofes einzuordnen. Als Material für Grabmale dürfen nur Natursteine, Holz, und 
geschmiedetes oder gegossenes Material verwendet werden. Sockel und Grabmal sind eine Einheit. Sie sind aus dem gleichen Material 
herzustellen. Die Bearbeitung der Steine ist handwerksgerecht und grundsätzlich allseitig gleich auszuführen. Der Sockel darf nur 10 cm 
sichtbar sein. Die §§ 21 bis 25 dieser Satzung bleiben unberührt. Mit Aufstellen des Grabmals geht dieses in das Eigentum der Stadt Pe-
tershagen über. 
 
Sollte die Möglichkeit des Aufstellens des Grabmals nicht genutzt werden, wird von der Friedhofsverwaltung ein Schild mit Name, Vor-
name, evtl. Geburtsname, Geburtsjahr und Sterbejahr einheitlich beschriftet in Auftrag gegeben und an der Umrandung am Kopfende der 
Grabstelle angebracht. Die Kosten sind in der Gebühr nach den Tarifen 1.7 und 2.8 enthalten. Anstelle des Grabmals werden dort durch 
die Friedhofsverwaltung Gewächse gepflanzt. 
Der anlässlich einer Bestattung auf der pflegefreien Reihen- oder Wahlgrabstätte mit Wahlmöglichkeit für Grabmal abgelegte Grab-
schmuck ist innerhalb eines Monats nach der Bestattung von dem Zahlungspflichtigen bzw. Nutzungsberechtigten zu entfernen. 
Widerrechtlich abgelegter Grabschmuck wird von der Friedhofsverwaltung entfernt. 
 
Abs. 2: Wird die pflegefreie Reihen- oder Wahlgrabstätte mit Wahlmöglichkeit für Grabmal als Wahlgrabstätte erworben, und erfolgt die 
zweite Beisetzung nicht innerhalb der ersten 10 Jahre nach Erwerb der Grabstätte, fällt eine Ausgleichsgebühr für die notwendige Verlän-
gerung der Nutzungszeit zur Abdeckung der Ruhezeit von 30 Jahren pro Wahlgrabstätte und Jahr an. Diese ist aus dem Tarif 2.8.1 zu ent-
nehmen. 
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  Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01.07.2015 in Kraft.  
 
 
  Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur Änderung der Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen in der Stadt Petershagen wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Petershagen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Petershagen, den 01. Juli 2015 
  Stadt Petershagen 
  Der Bürgermeister 
  Blume 
 
 
 
186 Bekanntmachung 
  8. Satzung 
  zur Änderung der Gebührensatzung für das Friedhofs- und Bestattungswesen 
  der Stadt Petershagen vom 12.12.2003 
 
Aufgrund des § 4 des Bestattungsgesetzes NRW (BestG) vom 17.06.2003 (GV. NRW. S. 313), der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land NRW (KAG) vom 21.10.1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. S. 687), 
§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.09.2012 (GV. NRW. S. 436), und der Satzung über das Friedhofs- und Bestat-
tungswesen der Stadt Petershagen vom 12.12.2003 hat der Rat der Stadt Petershagen in seiner Sitzung am 25.06.2015 folgende Satzung 
beschlossen: 
 
  Artikel I 
 
Der Gebührentarif, der Bestandteil der Satzung vom 12.12.2003 ist, wird wie folgt geändert: 
 
  Gebührentarif 
  zur Gebührensatzung für das Friedhofs- und Bestattungswesen 
  der Stadt Petershagen 
 
Folgende Tarife erhalten entsprechende Änderungen: 
 

Tarif.-Nr Art der Leistung Gebühr 

1.7 Pflegefreie Reihengrabstätte mit Wahlmöglichkeit für Grabmal 1.460,00 Euro 

2.6 Partnergrabstätte Erdbestattung (für zwei Begräbnisse) 5.000,00 Euro 

2.6.1 Ausgleichsgebühr bei notwendiger Verlängerung der Nutzungszeit einer Partnergrabstätte 
für Erdbestattungen je Jahr für zwei Grabstätten 79,00 Euro 

2.8 Pflegefreie Wahlgrabstätte mit Wahlmöglichkeit für Grabmal 1.730,00 Euro 

2.8.1 Ausgleichsgebühr bei notwendiger Verlängerung der Nutzungszeit einer Wahlgrabstätte mit 
Wahlmöglichkeit für Grabmal je Jahr für eine Grabstätte 39,00 Euro 

5.6 Kapellenreinigungsgebühr 30,00 Euro 

5.7 Alleinige Nutzung Sargwagen  25,00 Euro 

5.8 Alleinige Nutzung Glockengeläut 15,00 Euro 

 
 
  Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am 01.07.2015 in Kraft. 
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  Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 8. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für das Friedhofs- und Bestattungswesen der Stadt Petershagen vom 
12.12.2003 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Petershagen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Petershagen, den 01. Juli 2015 
  Stadt Petershagen 
  Der Bürgermeister 
  Blume 
 
 
 
187 Bekanntmachung 
  der Stadt Petershagen 
 
Der Rat der Stadt Petershagen hat in seiner Sitzung am 26. März 2015 für die Amtszeit 2015 - 2019 folgende Schiedspersonen für die 
Schiedsamtsbezirke I und II der Stadt Petershagen neu gewählt. Diese Wahl ist durch Beschluss des Direktors des Amtsgerichts Minden 
vom 12.05.2015 bestätigt worden. Nachstehend werden die für die Schiedsamtsbezirke I und II der Stadt Petershagen gewählten Schieds-
personen bekannt gegeben. 
 
Schiedsamtsbezirk I 
(Ortschaften Schlüsselburg, Wasserstraße, Heimsen, Ilvese, Döhren und Seelenfeld) 
 
Schiedsperson: Karin Hüneke, 
  Brückenweg 40, 
  32469 Petershagen 
 
Schiedsamtsbezirk II 
(Ortschaften Jössen, Gorspen-Vahlsen, Ilserheide, Ilse, Raderhorst, Rosenhagen, Windheim und Neuenknick) 
 
Schiedsperson: Friedrich-Wilhelm Krömer, 
  Unterm Ilser Brink 2,  
  32469 Petershagen 
 
Petershagen, den 01. Juli 2015 
  Stadt Petershagen 
  Der Bürgermeister 
  Blume 
 
 
 
188 Bekanntmachung 
  der Neufassung der Friedhofssatzung für den Friedhof der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Blasheim 
  Friedhofssatzung 
  für den Friedhof der Evangelisch-Lutherischen Kirchengemeinde Blasheim 
  vom 10.06.2015 
 
Der kirchliche Friedhof ist die Stätte, auf der die Kirche ihre verstorbenen Glieder zu Grabe geleitet. Sie gedenkt der Verstorbenen und 
vertraut sie der Gnade Gottes an. Sie ruft die Lebenden zum Heil in Christus. Sie verkündigt dabei den Tod als Gericht Gottes über alles 
irdische Wesen und bezeugt die Auferstehung Jesu Christi als Sieg über Sünde und Tod. 
Auch zu der Zeit, in der das Evangelium auf dem Friedhof nicht verkündigt wird, ist der Friedhof mit seinen Grabstätten und seinem 
Schmuck der Ort, an dem die Verkündigung sichtbar bezeugt und der Verstorbenen und des eigenen Todes gedacht wird. 
Der kirchliche Friedhof weist auf das christliche Menschenbild hin, das Lebende und Tote in einer Gemeinschaft vor Gott versteht und zu-
gleich die Einmaligkeit und Unverwechselbarkeit eines jeden Menschen vor Gott betont. 
In diesem Sinne achtet die Gemeinde bei der Genehmigung und Gestaltung der Grabmale und sonstiger baulicher Anlagen auf dem Fried-
hof auch darauf, dass das verwendete Material in seinem Herstellungsprozess ohne ausbeuterische Kinderarbeit gewonnen wurde. 
 
Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Blasheim 
erlässt gem. Artikel 159 Abs. 2 Kirchenordnung i. V. m. § 49 der Verordnung für die Vermögens- und Finanzverwaltung der Kirchenge-
meinden, der Kirchenkreise und der Kirchlichen Verbände in der Evangelischen Kirche von Westfalen (Verwaltungsordnung – VwO) vom 
26. April 2001 und § 11 Abs. 1 Verordnung für das Friedhofswesen in der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche 
von Westfalen und der Lippischen Landeskirche vom 13. Juli 2011 die nachstehende Friedhofssatzung. 
 
Inhaltsübersicht 
I. Allgemeine Bestimmungen  
§ 1  Leitung und Verwaltung des Friedhofs  
§ 2 Benutzung des Friedhofs 
§ 3 Öffnungszeiten 
§ 4 Verhalten auf dem Friedhof 
§ 5 Grabmal- und Bepflanzungssatzung 
§ 6 Zulassung für gewerbliche Arbeiten 
§ 7 Gewerbliche Arbeiten  
§ 8 Gebühren  
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II. Grabstätten 
§ 9 Nutzungsrechte 
§ 10 Übergang von Rechten 
§ 11 Ruhezeiten 
 
A. Reihengrabstätten 
§ 12 Rechtsverhältnisse an Reihengrabstätten 
§ 12 a Staudengarten 
§ 12 b Baumgrabstätte „Unter der Buche“ 
§ 12 c Individuelles Rasengrab 
 
B. Wahlgrabstätten 
§ 13 Rechtsverhältnisse an Wahlgrabstätten 
§ 13 a Staudengarten 
§ 13 b Baumgrabstätte „Unter der Buche“ 
§ 13 c Individuelles Rasengrab 
§ 13 d Partnergrab 
§ 14 Benutzung der Wahlgrabstätten 
§ 15 Alte Rechte 
 
C. Gemeinsame Bestimmungen 
§ 16 Belegung, Wiederbelegung, Öffnung der Gräber 
§ 17 Aus- und Einbettungen 
§ 18 Särge, Urnen und Trauergebinde 
§ 19 Herrichtung und Instandhaltung der Grabstätten 
§ 20 Vernachlässigung der Grabstätten 
§ 21 Dauergrabpflegeverträge 
§ 22 Grabmale 
§ 23 Zustimmungspflicht für Grabmale und sonstige bauliche Anlagen 
§ 24 Instandhaltung der Grabmale 
§ 25 Schutz bedeutender Grabmale, Anlagen, Gehölze und Bäume 
§ 26 Entfernen von Grabmalen 
 
III. Bestattungen und Feiern 
§ 27 Bestattungen 
§ 28 Anmeldung der Bestattung 
§ 29 Leichenkammern 
§ 30 Friedhofskapelle 
§ 31 Andere Bestattungsfeiern am Grab 
§ 32 Musikalische Darbietungen 
§ 33 Zuwiderhandlungen 
 
IV. Schlussbestimmungen 
§ 34 Haftung 
§ 35 Öffentliche Bekanntmachung 
§ 36 Inkrafttreten 
 
  I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 
Leitung und Verwaltung des Friedhofs 
 
(1) Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Blasheim ist Trägerin des Friedhofs in Blasheim (nachstehend „der Friedhof“ genannt). 
(2) Leitung, Aufsicht und Verwaltung liegen bei der Friedhofsträgerin. Die Friedhofsträgerin kann einen Friedhofsausschuss bilden oder 

sich Beauftragter bedienen. 
(3) Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und Gesundheitsbehörden werden hierdurch nicht berührt. 
(4) Im Zusammenhang mit allen Tätigkeiten der Friedhofsverwaltung dürfen personen-bezogene Daten erhoben, verarbeitet, gespeichert 

und genutzt werden. Eine Datenübermittlung an sonstige Stellen und Personen ist zulässig, wenn 
 a) es zur Erfüllung des Friedhofszwecks erforderlich ist, oder 
 b) die Datenempfänger der Stellen oder Personen ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu übermittelnden Daten glaubhaft 

darlegen und die betroffenen Personen kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung haben. 
(5) Im Übrigen gilt für die Übermittlung § 13 Kirchengesetz über den Datenschutz in der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-

EKD). 
 
§ 2 
Benutzung des Friedhofs 
 
(1) Der Friedhof ist bestimmt zur Bestattung und Beisetzung (nachstehend „Bestattung“ genannt) der verstorbenen Gemeindeglieder der 

Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Blasheim und sonstiger Personen, die bei ihrem Tod ein Recht auf Bestattung in einer be-
stimmten Grabstätte besaßen. 

(2) Ferner werden auf ihm bestattet:  
 a) verstorbene Gemeindeglieder anderer evangelischer Kirchengemeinden, 
 b) verstorbene ortsansässige Angehörige solcher Religionsgemeinschaften, die zur Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in 

Deutschland gehören. 
(3) Andere Verstorbene können ausnahmsweise bestattet werden, wenn die Friedhofsträgerin zustimmt.   
 
§ 3 
Öffnungszeiten 
 
(1) Außerhalb der an den Eingängen ausgehängten Öffnungszeiten ist das Betreten des Friedhofs verboten. Die Haftung der Friedhofsträ-

gerin außerhalb dieser Öffnungszeiten ist ausgeschlossen. 
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(2) Die Friedhofsträgerin kann den Besuch des Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile bei Vorliegen eines wichtigen Grundes vorüber-
gehend einschränken. 

 
§ 4 
Verhalten auf dem Friedhof 
 
(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen der Friedhofsträgerin bzw. 

ihrer Beauftragten sind zu befolgen.   
(2) Auf dem Friedhof ist nicht gestattet: 
 a) die Wege mit Kraftfahrzeugen und sonstigen Fahrzeugen (z. B. Fahrrädern /Rollern / Rollschuhen / Rollerblades / Skateboards) zu 

befahren. Ausgenommen sind Kinderwagen, Rollstühle sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zuge-
lassenen Gewerbetreibenden (Einzelheiten ergeben sich aus der gem. § 6 dieser Satzung erforderlichen Zulassung). 

 b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienstleistungen anzubieten und dafür zu werben, 
 c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszuführen, 
 d) gewerbsmäßig zu fotografieren oder zu filmen, 
 e) Druckschriften ohne Zustimmung der Friedhofsträgerin zu verteilen, 
 f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Plätze abzulegen sowie Abfälle anderer Herkunft auf dem Friedhof zu ent-

sorgen, 
 g) den Friedhof, seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen 

und Rasenflächen und Grabstätten unberechtigt zu betreten, 
 h) zu lärmen, zu spielen, zu lagern und sich sportlich zu betätigen, 
 i) Hunde frei laufen zu lassen (Hundekot ist zu beseitigen), 
 j) sich als unbeteiligter Zuschauer während der Bestattungsfeier oder bei Umbettungen störend in unmittelbarer Nähe der Grabstätte 

aufzuhalten, sowie die Leichenhalle und die Friedhofskapelle unbefugt zu betreten, 
 k) Ansprachen und musikalische Darbietungen außerhalb von Bestattungen zu halten, 
 l) Unkrautvernichtungsmittel und chemische Schädlingsbekämpfungsmittel zu verwenden. 
(3) Die Friedhofsträgerin kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und dieser Satzung vereinbar sind. Erfor-

derliche Zustimmungen sind rechtzeitig bei der Friedhofsträgerin schriftlich einzuholen. 
 
§ 5 
Grabmal- und Bepflanzungssatzung 
 
Für die Gestaltung der Grabstätten (Grabmal, gärtnerische Gestaltung usw.) kann die Friedhofsträgerin eine besondere Satzung erlassen. 
 
§ 6 
Zulassung für gewerbliche Arbeiten 
 
(1) Gewerbetreibende benötigen für Tätigkeiten auf dem Friedhof eine vorherige Zulassung durch die Friedhofsträgerin, die Art und Um-

fang der Tätigkeit festlegt. Die Friedhofsträgerin kann Zulassungsbeschränkungen festlegen. 
(2) Auf ihren Antrag werden nur solche Gewerbetreibende zugelassen, die in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverläs-

sig sind und die Friedhofssatzung sowie die Grabmal- und Bepflanzungssatzung schriftlich anerkennen. 
(3) Bildhauerinnen und Bildhauer, Steinmetzinnen und Steinmetze, Gärtnerinnen und Gärtner bzw. Personen, die sie fachlich vertreten, 

müssen darüber hinaus die Meisterprüfung in diesem Beruf abgelegt haben oder eine anderweitig mindestens gleichwertige fachliche 
Qualifikation erworben haben. Bestatterinnen und Bestatter müssen als Gewerbetreibende zugelassen sein.   

(4) Für sonstige Gewerbetreibende wird die Zulassung gesondert geregelt. 
(5) Die Friedhofsträgerin kann Ausnahmen zulassen, soweit keine gesetzlichen Regelungen oder Verordnungen entgegenstehen. 
(6) Die Friedhofsträgerin stellt über die Zulassung eine Berechtigungskarte aus. Sie kann befristet erteilt werden. Die Gewerbetreibenden 

und ihre Mitarbeitenden haben eine Ablichtung der Berechtigungskarte mit sich zu führen und auf Verlangen der Friedhofsträgerin 
vorzuzeigen. 

(7) Die Friedhofsträgerin kann die Zulassung schriftlich widerrufen, wenn die Voraussetzungen für die Zulassung nicht mehr vorliegen 
oder die Gewerbetreibenden gegen die Vorschriften dieser Satzung oder der Grabmal- und Bepflanzungssatzung verstoßen. 

 
§ 7 
Gewerbliche Arbeiten  
 
(1) 1Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Fried-

hof schuldhaft verursachen. Der Friedhofsträgerin ist von den Gewerbetreibenden der Nachweis einer Betriebshaftpflichtversicherung 
vorzulegen. 

(2) Gewerbliche Arbeiten dürfen nur werktags innerhalb der ausgehängten Öffnungszeiten ausgeführt werden und Bestattungen nicht stö-
ren.   

(3) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vorübergehend und nur an Stellen gela-
gert werden, an denen sie nicht hindern oder stören. Es ist nicht gestattet, dass die Gewerbetreibenden in oder an den Wasserentnah-
mestellen des Friedhofs die Geräte reinigen. 

(4) Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, die bei ihren Arbeiten anfallenden, nicht kompostierbaren Abfälle vom Friedhof zu entfer-
nen. Die beim Aushub der Fundamente anfallende Erde ist auf dem Friedhof an den dafür vorgesehenen Ablagestellen zu deponieren. 

(5) Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. 
(6) Mit Grabmalen und Grabbepflanzungen darf nicht geworben werden. Grabmale dürfen daher nicht mit Firmenschildern versehen wer-

den. Nicht farbig ausgelegte, eingehauene Firmenzeichen bis zu einer Größe von 3 cm sind jedoch an einer Seite in den unteren 15 cm 
zulässig. Steckschilder für die Grabpflege mit voller Firmenanschrift der Friedhofsgärtnereien sind nicht zulässig. 

 
§ 8 
Gebühren 
 
Die Friedhofsträgerin erhebt für die Benutzung des Friedhofs und seiner Einrichtungen Gebühren nach der kirchenaufsichtlich und staat-
lich genehmigten Gebührensatzung.  
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II. Grabstätten 
 
§ 9 
Nutzungsrechte 
 
(1) Nutzungsrechte an Grabstätten werden unter den in dieser Satzung aufgestellten Bedingungen vergeben. Das Nutzungsrecht kann nur 

einer natürlichen oder einer juristischen Person übertragen werden. Die Grabstätten bleiben Eigentum der Friedhofsträgerin. An ihnen 
bestehen nur Rechte nach dieser Satzung. 

(2) Die von der Friedhofsträgerin erstellten Aufteilungspläne werden für die Nutzungs-berechtigten zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
Bewerber um ein Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte können anhand dieser Pläne oder gegebenenfalls an Ort und Stelle wählen, 
welche Grabstätte sie wünschen. Ein Anspruch auf Vergabe oder Verlängerung des Nutzungsrechts an einer bestimmten Grabstätte 
oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung besteht nicht.  

(3) Die Friedhofsträgerin vergibt das Nutzungsrecht durch schriftlichen Bescheid. Das vom Landeskirchenamt herausgegebene Formular 
„Antrag auf Vergabe eines Nutzungsrechts / Bescheid über die Vergabe eines Nutzungsrechts“ soll verwendet werden. In dem Be-
scheid wird die genaue Lage der Grabstätte und die Dauer der Nutzungszeit angegeben. Dabei wird darauf hingewiesen, dass sich der 
Inhalt des Nutzungsrechts nach den Bestimmungen der Friedhofssatzung, der Friedhofsgebührensatzung und einer ggf. vorhandenen 
Grabmal- und Bepflanzungssatzung richtet.    

(4) Auf dem Friedhof werden Nutzungsrechte vergeben an: 
 a) Reihengrabstätten für Erdbestattungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
 b) Reihengrabstätten für Urnenbeisetzungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
 c) Wahlgrabstätten für Erdbestattungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
 d) Wahlgrabstätten für Urnenbeisetzungen mit allgemeinen Gestaltungsvorschriften 
(5) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Verpflichtung zur gärtnerischen Anlage und zur Pflege der Grabstätten, soweit durch diese Sat-

zung nichts Anderes geregelt ist. 
(6) Nutzungsberechtigte sind verpflichtet, der Friedhofsträgerin unverzüglich jede Änderung ihrer Anschrift mitzuteilen. Für Schäden oder 

sonstige Nachteile, die aus der Unterlassung einer solchen Mitteilung entstehen, ist die Friedhofsträgerin nicht ersatzpflichtig. 
(7) Die Nutzungsberechtigten müssen mit Ablauf der Nutzungszeit der Friedhofsträgerin die Grabstätte in abgeräumtem Zustand überge-

ben. Wird die Grabstätte nicht abgeräumt übergeben, so werden die Arbeiten von der Friedhofsträgerin auf Kosten der bisherigen nut-
zungsberechtigten Person durchgeführt. Die Friedhofsträgerin ist nicht verpflichtet, die abgeräumten Pflanzen und baulichen Anlagen 
aufzubewahren. 

(8) Das Nutzungsrecht kann entzogen werden, wenn die in der Friedhofsgebührensatzung festgesetzten Gebühren nicht entrichtet werden. 
Die Entziehung des Nutzungsrechts setzt voraus, dass die Beitreibung der Gebühren im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens er-
folglos durchgeführt worden ist. 

(9) Die Bestimmungen des Abs. 7 gelten nicht für Reihen- und Wahlgemeinschaftsgrabstätten nach § 12 und § 13 dieser Satzung. 
 
§ 10 
Übergang von Rechten 
 
(1)  Die nutzungsberechtigte Person kann ihr Nutzungsrecht nur einer berechtigten Person im Sinne von Abs. 3 übertragen. 
(2)  Bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll für den Fall des Todes der nutzungsberechtigten Person die Nachfolge im Nutzungsrecht 

unter Verwendung des Formulars „Antrag auf Vergabe eines Nutzungsrechts“ geregelt werden.  
(3) Wird bis zum Tod der nutzungsberechtigten Person keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in nachstehender Rei-

henfolge auf die Angehörigen der nutzungsberechtigten Person mit deren Zustimmung über: 
 a)  Ehegatten, 
 b)  Lebenspartner nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft, 
 c)  Verwandte auf- und absteigender Linie sowie Geschwister, Stiefgeschwister und deren Kinder, 
 d)  die Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner der unter c) bezeichneten Personen. 
 Sind keine Angehörigen der Gruppe a) bis d) vorhanden oder zu ermitteln, so kann das Nutzungsrecht mit Zustimmung der Friedhofs-

trägerin auch von einer anderen Person übernommen werden. 
(4) Die Rechtsnachfolgerin oder der Rechtsnachfolger hat der Friedhofsträgerin den Übergang des Nutzungsrechts unverzüglich anzuzei-

gen. Die Übertragung des Nutzungsrechts wird der neuen nutzungsberechtigten Person schriftlich bestätigt. Solange das nicht gesche-
hen ist, können Bestattungen nicht verlangt werden. Wird die Übernahme des Nutzungsrechts der Friedhofsträgerin nicht schriftlich 
innerhalb einer Frist von drei Monaten angezeigt, so gilt das Nutzungsrecht als erloschen. 

(5)  Ist keine Person zur Übernahme des Nutzungsrechts bereit, so endet das Nutzungsrecht an der Grabstätte.  
 
§ 11 
Ruhezeiten 
 
(1) Die Ruhezeit für die Erdbestattung von Totgeburten und Fehlgeburten beträgt 30 Jahre.  
(2) Die Ruhezeit für die Erdbestattung von Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr beträgt 30 Jahre. 
(3) Die Ruhezeit für Erdbestattungen von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an beträgt 30 Jahre. 
(4) Die Ruhezeit für Urnenbeisetzungen beträgt 30 Jahre.  
 
A. Reihengrabstätten 
 
§ 12 
Rechtsverhältnisse an Reihengrabstätten 
 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten, die im Bestattungsfall für Erdbestattungen oder Urnenbeisetzungen einzeln nach der Reihe für die 

Dauer der Ruhezeit vergeben werden.  
(2) Reihengrabfelder werden eingerichtet für: 
 a) Erdbestattung von Tot- und Fehlgeburten: 
  Größe der Nutzungsfläche pro Grab:  Länge 1,50 m,  Breite 0,90 m 
 b) Erdbestattung von Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr: 
  Größe der Grabstätte:  Länge 1,50 m,  Breite 0,90 m 
 c) Erdbestattung von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an: 
  Größe der Grabstätte:  Länge 2,50 m,  Breite 1,25 m 
 d) Beisetzungen von Urnen: 
  Größe der Grabstätte:  Länge 1,00 m,  Breite 1,00 m 
(3) In einer Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet oder eine Urne beigesetzt werden. 
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(4) Die Nutzung an einer Reihengrabstätte erlischt mit Ablauf der in dieser Satzung festgesetzten Ruhezeit. Die Ruhezeit kann nicht ver-
längert werden. 

(5) Zusätzlich werden Reihengemeinschaftsgrabstätten für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen eingerichtet. Die Anlage und Unter-
haltung erfolgt für die Dauer der Ruhezeit durch die Friedhofsträgerin. Die Friedhofsträgerin legt auf jede Grabstätte eine einheitliche 
Grabplatte oder errichtet eine Gemeinschaftsstele. Als Inschrift werden Vor- und Nachname sowie Geburts- und Sterbedatum der Ver-
storbenen aufgenommen. Außer der von der Friedhofsträgerin aufgelegten Grabplatte oder der Gemeinschaftsstele darf kein weiteres 
Gedenkzeichen aufgestellt werden. Ein Anspruch, die Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestalten sowie Grabschmuck auf der 
Grabstätte abzulegen, besteht nicht. Die Friedhofsträgerin kann eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt werden 
kann. Die Friedhofsträgerin behält sich vor, den Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmäßigen Abständen zu entsorgen. So-
fern Grabschmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unterhaltungsmaßnahme dieser Grab-
schmuck von der Friedhofsträgerin abgeräumt und entsorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten Grabstätten kann nur auf schriftli-
chen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grabstätten besteht nicht. 

 
§ 12 a 
„Staudengarten“ 
 
Zusätzlich werden Reihengemeinschaftsgrabstätten (Staudengarten) für Urnenbeisetzungen eingerichtet. Die Anlage und Unterhaltung er-
folgt für die Dauer der Ruhezeit durch die Friedhofsträgerin. Die Friedhofsträgerin errichtet Sandsteinstelen, auf der nach jeder Beisetzung 
eine Bronzeplatte in der Größe von ca. 9 cm x 13 cm angebracht wird. Als Inschrift werden Vor- und Nachname sowie Geburts- und Ster-
bedatum der Verstorbenen aufgenommen. Außer der von der Friedhofsträgerin aufgestellten Stele und der Bronzeplatte darf kein weiteres 
Gedenkzeichen aufgestellt werden. Ein Anspruch, die Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestalten sowie Grabschmuck auf der Grab-
stätte abzulegen, besteht nicht. Die Friedhofsträgerin kann eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt werden kann. 
Die Friedhofsträgerin behält sich vor, den Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmäßigen Abständen zu entsorgen. Sofern Grab-
schmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unterhaltungsmaßnahme dieser Grabschmuck von 
der Friedhofsträgerin abgeräumt und entsorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten Grabstätten kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. 
Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grabstätten besteht nicht. 
 
§ 12 b 
Baumgrabstätte „Unter der Buche“ 
 
Zusätzlich werden Reihengemeinschaftsgrabstätten (Baumbestattungen) für Urnenbeisetzungen eingerichtet. Die Anlage und Unterhaltung 
erfolgt für die Dauer der Ruhezeit durch die Friedhofsträgerin. Die Friedhofsträgerin legt auf jede Grabstätte einen einheitlichen Namens-
stein in der Größe von ca. 20 x 20 cm. Als Inschrift werden Vor- und Nachname sowie Geburts- und Sterbedatum der Verstorbenen aufge-
nommen. Außer des von der Friedhofsträgerin aufgestellten Namenssteines darf kein weiteres Gedenkzeichen aufgestellt werden. Ein An-
spruch, die Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestalten sowie Grabschmuck auf der Grabstätte abzulegen, besteht nicht. Die Fried-
hofsträgerin kann eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt werden kann. Die Friedhofsträgerin behält sich vor, den 
Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmäßigen Abständen zu entsorgen. Sofern Grabschmuck an einer nicht besonders ausge-
wiesenen Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unterhaltungsmaßnahme dieser Grabschmuck von der Friedhofsträgerin abgeräumt und ent-
sorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten Grabstätten kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen 
Grabstätten besteht nicht. 
 
§ 12 c 
Individuelles Rasengrab 
 
Zusätzlich werden Reihengemeinschaftsgrabstätten (individuelles Rasengrab) für Erdbestattungen eingerichtet. Bei dem individuellen Ra-
sengrab handelt es sich um eine pflegefreie Rasenfläche mit einem von der Friedhofsträgerin angelegten Pflanzstreifen am Kopf des Gra-
bes. Die Anlage und Unterhaltung erfolgt für die Dauer der Ruhezeit durch die Friedhofsträgerin. Die nutzungsberechtigte Person ist ver-
pflichtet auf jede Grabstätte auf ihre Kosten ein Grabmal errichten zu lassen.  
 
Das jeweilige Grabmal muss folgende Maße haben: Höhe max. 100 cm, Breite max. 60 cm, Stärke min. 12 cm (stehende Grabmale); Höhe 
min. 12 cm, Breite max. 50 cm, Tiefe max.       50 cm (liegende Grabmale); liegende Grabmale müssen innerhalb der Begrenzungspflaste-
rung liegen. Alle Grabmale sind mittig anzuordnen. Die Vorschriften gem. §§ 22 und 23 sind zu beachten. Als Inschrift sind Vor- und 
Nachname sowie Geburts- und Sterbedatum der verstorbenen Person aufzunehmen. Außer dem Grabmal darf kein weiteres Gedenkzei-
chen aufgestellt werden. Grabschmuck wird von der Friedhofsträgerin vor jeder Unterhaltungsmaßnahme abgeräumt und entsorgt. Eine 
Bestattung in den vorgenannten Grabstätten kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grabstätten 
besteht nicht. 
 
B. Wahlgrabstätten 
 
§ 13 
Rechtsverhältnisse an Wahlgrabstätten 
 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten, die besonders angelegt werden und an denen ein Nutzungsrecht für eine grundsätzlich die Ruhezeit 

überschreitende Nutzungszeit vergeben wird. Vor Ablauf der Nutzungszeit kann das Nutzungsrecht auf Antrag der nutzungsberechtig-
ten Person verlängert werden. 

(2)  Für die Nutzungsfläche eines Grabes in einer Wahlgrabstätte gelten folgende Abmessungen: 
 - Erdbestattungen:  Länge  2,50 m  Breite 1,25 m 
 - Urnenbeisetzung:  Länge  0,50 m  Breite 0,50 m   
(3) Ein Grab in einer Wahlgrabstätte für Erdbestattungen darf nur wie folgt belegt werden:  
 - mit einem Sarg 
 - mit bis zu zwei Urnen 
 - mit einem Sarg und einer Urne. 
 Ein Grab in einer Wahlgrabstätte für Urnenbeisetzungen darf nur mit einer Urne belegt werden. 
(4) Maße auf alten Grabfeldern werden hiervon nicht berührt. 
(5) Vor Ablauf der Ruhezeit ist eine Wiederbelegung des Grabes nicht zulässig. 
(6) Die Nutzungszeit wird auf 30 Jahre festgesetzt.  
(7) Die Friedhofsträgerin kann die nutzungsberechtigte Person sechs Monate vor Ablauf des Nutzungsrechts durch schriftliche Benach-

richtigung auf das Ende des Nutzungsrechts hinweisen. 
(8) Überschreitet bei einer weiteren Belegung oder Wiederbelegung eines Grabes die neu begründete Ruhezeit die laufende Nutzungszeit, 

so ist das Nutzungsrecht für die zur Wahrung der Ruhezeit notwendigen Jahre für die gesamte Wahlgrabstätte zu verlängern. 
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(9) Eine Verlängerung des Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstätte kann von der Friedhofsträgerin verweigert werden, wenn eine Umge-
staltung des Friedhofs zur Erfüllung des Friedhofszweckes erforderlich ist oder wenn gesetzliche Auflagen Wiederbelegungen aus-
schließen. 

(10) Ein Anspruch der nutzungsberechtigten Person auf Rücknahme des Nutzungsrechts durch die Friedhofsträgerin und auf Erstattung 
von Gebühren besteht nicht. 2Die Friedhofsträgerin kann das Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte zurücknehmen, wenn keine 
Ruhefristen mehr zu berücksichtigen sind. Eine Rücknahme ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Die Friedhofsträgerin kann 
Ausnahmen zulassen, wenn diese mit dem Friedhofszweck vereinbar sind. 

 
§ 13 a 
Staudengarten 
 
Zusätzlich werden Wahlgemeinschaftsgrabstätten (Staudengarten) für bis zu zwei Gräber eingerichtet. Ein Grab in einer Wahlgemein-
schaftsgrabstätte für Urnenbeisetzungen darf nur mit einer Urne belegt werden. An diesen Grabstätten werden Nutzungsrechte vergeben. 
Die Anlage und Unterhaltung erfolgt für die Dauer der Ruhezeit durch die Friedhofsträgerin. Die Friedhofsträgerin errichtet Sandsteinste-
len, auf der nach jeder Beisetzung eine Bronzeplatte in der Größe von ca. 9 cm x 13 cm angebracht wird. Als Inschrift werden Vor- und 
Nachname sowie Geburts- und Sterbedatum der Verstorbenen aufgenommen. Außer der von der Friedhofsträgerin aufgestellten Stele und 
der Bronzeplatte darf kein weiteres Gedenkzeichen aufgestellt werden. Ein Anspruch, die Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestal-
ten sowie Grabschmuck auf der Grabstätte abzulegen, besteht nicht. Die Friedhofsträgerin kann eine besondere Stelle ausweisen, an der 
Grabschmuck abgelegt werden kann. Die Friedhofsträgerin behält sich vor, den Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmäßigen 
Abständen zu entsorgen. Sofern Grabschmuck an einer nicht besonders ausgewiesenen Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unterhal-
tungsmaßnahme dieser Grabschmuck von der Friedhofsträgerin abgeräumt und entsorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten Grabstätten 
kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grabstätten besteht nicht. 
 
§ 13 b 
Baumgrabstätte „Unter der Buche“ 
 
Zusätzlich werden Wahlgemeinschaftsgrabstätten (Baumgrabstätten) für bis zu zwei Gräber eingerichtet. Ein Grab in einer Wahlgemein-
schaftsgrabstätte für Urnenbeisetzungen darf nur mit einer Urne belegt werden. An diesen Grabstätten werden Nutzungsrechte vergeben. 
Die Anlage und Unterhaltung erfolgt für die Dauer der Ruhezeit durch die Friedhofsträgerin. Die Friedhofsträgerin legt auf jede Grabstätte 
einen einheitlichen Namensstein in der Größe von ca. 20 x 20 cm. Als Inschrift werden Vor- und Nachname sowie Geburts- und Sterbeda-
tum der Verstorbenen aufgenommen. Außer des von der Friedhofsträgerin aufgestellten Namenssteines darf kein weiteres Gedenkzeichen 
aufgestellt werden. Ein Anspruch, die Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestalten sowie Grabschmuck auf der Grabstätte abzulegen, 
besteht nicht. Die Friedhofsträgerin kann eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt werden kann. Die Friedhofsträge-
rin behält sich vor, den Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmäßigen Abständen zu entsorgen. Sofern Grabschmuck an einer 
nicht besonders ausgewiesenen Stelle abgelegt wird, wird vor jeder Unterhaltungsmaßnahme dieser Grabschmuck von der Friedhofsträge-
rin abgeräumt und entsorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten Grabstätten kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf 
Bestattung in diesen Grabstätten besteht nicht. 
 
§ 13 c 
Individuelles Rasengrab 
 
Zusätzlich werden Wahlgemeinschaftsgrabstätten (individuelles Rasengrab) für bis zu zwei Erdbestattungen eingerichtet. Ein Grab in einer 
Wahlgemeinschaftsgrabstätte für Erdbestattungen darf nur mit einem Sarg belegt werden. An diesen Grabstätten werden Nutzungsrechte 
vergeben. Bei dem individuellen Rasengrab handelt es sich um eine pflegefreie Rasenfläche mit einem von der Friedhofsträgerin angeleg-
ten Pflanzstreifen am Kopf des Grabes. Die Anlage und Unterhaltung erfolgt für die Dauer der Ruhezeit durch die Friedhofsträgerin. Die 
nutzungsberechtigte Person ist verpflichtet auf jede Grabstätte auf ihre Kosten ein Grabmal errichten zu lassen. Das jeweilige Grabmal 
muss folgende Maße haben: Höhe max. 100 cm, Breite max. 60 cm, Stärke min. 12 cm (stehende Grabmale); Höhe min.    12 cm, Breite 
max. 50 cm, Tiefe max. 50 cm (liegende Grabmale); liegende Grabmale müssen innerhalb der Begrenzungspflasterung liegen. Alle Grab-
male sind mittig anzuordnen. Die Vorschriften gem. §§ 22 und 23 sind zu beachten. Als Inschrift sind Vor- und Nachname sowie Geburts- 
und Sterbedatum der verstorbenen Person aufzunehmen. Außer dem Grabmal darf kein weiteres Gedenkzeichen aufgestellt werden. Grab-
schmuck wird von der Friedhofsträgerin vor jeder Unterhaltungsmaßnahme abgeräumt und entsorgt. Eine Bestattung in den vorgenannten 
Grabstätten kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grabstätten besteht nicht. 
 
§ 13 d 
Partnergrab 
 
Zusätzlich werden Wahlgemeinschaftsgrabstätten (Partnergrab) für bis zu zwei Gräber eingerichtet. Ein Grab in einer Wahlgemeinschafts-
grabstätte für Urnenbeisetzungen darf nur mit einer Urne belegt werden. An diesen Grabstätten werden Nutzungsrechte vergeben. Ein 
Grab in einer Wahlgemeinschaftsgrabstätte für Urnenbeisetzungen darf nur mit einer Urne belegt werden. An diesen Grabstätten werden 
Nutzungsrechte vergeben. Jede Wahlgemeinschaftsgrabstätte hat eine Abmessung von ca. 2,50m x 2,50 m. Dieser Bereich wird durch Di-
agonalen in 4 Segmente unterteilt. Die Segmente werden durch die Friedhofsträgerin mit flachem Cortenstahl abgegrenzt, so dass vier 
Grabstätten für bis zu zwei Urnenbeisetzungen entstehen. In der Mitte der vier Segmente wird von der Friedhofsträgerin eine Stele errich-
tet, auf der sie Namensschilder mit Vor- und Nachnamen sowie Geburts- und Sterbedatum der verstorbenen Person anbringt. Ein An-
spruch, die Grabstätte individuell zu pflegen und zu gestalten sowie Grabschmuck auf der Grabstätte abzulegen, besteht nicht. Die Fried-
hofsträgerin kann eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt werden kann. Die Friedhofsträgerin behält sich vor, den 
Grabschmuck von der besonderen Stelle in regelmäßigen Abständen zu entsorgen. Sofern Grabschmuck an einer nicht hierfür besonders 
ausgewiesenen Stelle abgelegt wird, wird dieser vor jeder Unterhaltungsmaßnahme von der Friedhofsträgerin abgeräumt und entsorgt. Ei-
ne Bestattung in den vorgenannten Grabstätten kann nur auf schriftlichen Antrag erfolgen. Ein Anspruch auf Bestattung in diesen Grab-
stätten besteht nicht. 
 
§ 14 
Benutzung der Wahlgrabstätten 
 
(1) In Wahlgrabstätten werden Nutzungsberechtigte und ihre Angehörigen bestattet. 
(2) Als Angehörige im Sinne dieser Bestimmung gelten: 
 a) Ehegatten, 
 b) Lebenspartner nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft, 
 c) Verwandte auf- und absteigender Linie sowie Geschwister, Stiefgeschwister und deren Kinder, 
 d) die Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner der unter c) bezeichneten Personen. 
(3) Auf Wunsch der nutzungsberechtigten Person können darüber hinaus mit Zustimmung der Friedhofsträgerin auch andere Verstorbene 

bestattet werden.  
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(4) Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsträgerin. 
 
§ 15 
Alte Rechte 
 
(1) Für Wahlgrabstätten, über die die Friedhofsträgerin bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt hat, richtet sich die Nutzungszeit 

nach den bei der Vergabe gültig gewesenen Vorschriften. Die Gestaltung der Grabstätte richtet sich nach dieser Satzung. 
(2) Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dauer, die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstanden sind, werden auf eine 

Nutzungszeit nach § 12 Abs. 6 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf der Ruhezeit der letzten Bestat-
tung oder vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Satzung. 

 
C. Gemeinsame Bestimmungen 
  
§ 16 
Belegung, Wiederbelegung, Öffnung der Gräber 
 
(1) Die bei einer Bestattung aus Sicherheitsgründen erforderlichen Beseitigungen von Grabmalen, baulichen Anlagen und Bepflanzungen 

sind von der nutzungsberechtigten Person rechtzeitig zu veranlassen. Sofern diese Beseitigungen nicht bis spätestens 24 Stunden vor 
der Bestattung erfolgen, kann die Friedhofsträgerin die Bestattung verweigern. 

(2) In einem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist zulässig, eine verstorbene Frau mit ihrem ebenfalls verstorbenen  neugebo-
renen Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene Geschwister im Alter bis zu einem Jahr in einem Sarg zu bestatten. 

(3) Vor Ablauf der in dieser Friedhofssatzung festgesetzten Ruhezeiten darf ein Grab nicht wiederbelegt werden. 
(4) Sargteile, Gebeine oder Urnenreste, die beim Ausheben eines Grabes gefunden werden, sind unter der Sohle des neu aufgeworfenen 

Grabes zu versenken. Das Grab ist sofort wieder zu schließen, sofern noch nicht verweste Leichen vorgefunden werden. 
(5) Ein Grab darf nur mit Zustimmung der Friedhofsträgerin und der zuständigen Ordnungsbehörde oder aufgrund richterlicher Anord-

nung geöffnet werden. 
 
§ 17 
Aus- und Einbettungen 
 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
(2) Aus- und Einbettungen von Leichen und Urnen sind ausnahmsweise bei Vorliegen eines wichtigen Grundes zulässig. Hierzu ist die 

vorherige schriftliche Zustimmung der Friedhofsträgerin sowie der zuständigen Ordnungsbehörde erforderlich. 
(3) Ausbettungen aus einer Reihengrabstätte zur Einbettung in eine andere Reihengrabstätte sind nicht zulässig.  
(4) Aus- und Einbettungen erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. Antragsberechtigt sind die Angehörigen. Die schriftliche Zustimmung 

der nutzungsberechtigten Person ist beizufügen.  
(5) Aus- und Einbettungen werden von der Friedhofsträgerin durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Aus- und Einbettung. Aus- 

und Einbettung von Erdbestattungen finden in der Regel nur in den Monaten Dezember bis Mitte März statt. Im ersten Jahr der Ruhe-
zeit werden Ausbettungen nur bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses ausgeführt. 

(6) Die antragstellende Person trägt die Kosten der Aus- und Einbettung. Sie haftet für Schäden, die durch eine Aus- oder Einbettung ent-
stehen. 

(7) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch die Aus- und Einbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 
 
§ 18 
Särge, Urnen und Trauergebinde 
 
(1) Bestattungen sind in Särgen, Beisetzungen sind in Urnen vorzunehmen. 
(2) Die Särge für Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr dürfen höchstens 2,10 m lang und die Kopfenden einschließlich der Sarg-

füße nicht höher als 0,80 m und im Mittelmaß 0,70 m breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustim-
mung der Friedhofsträgerin bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

(3) Särge für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr müssen so bemessen sein, dass ihre Einsenkung in vorgesehene Grabstätte 
möglich ist. 

(4) Särge müssen gegen das Durchsickern von Feuchtigkeit gesichert und genügend fest gearbeitet sein. 
(5) Särge, Sargausstattungen, Sargabdichtungen, Urnen, Urnenkapseln und Totenbekleidung müssen aus verrottbarem Material bestehen. 

Nicht verrottbare Materialien werden zurückgewiesen. 
(6) Das Einsenken von Särgen in Gräber, in denen sich Schlamm oder Wasser befindet, ist unzulässig. 
(7) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen sein, dass die chemische, physikalische oder biologische Beschaffenheit des Bo-

dens oder des Grundwassers nicht nachteilig verändert wird. 
(8) Trauergebinde und Kränze müssen aus natürlichen, biologischen, verrottbaren Materialien hergestellt sein. Gebinde und Kränze mit 

Kunststoffen sind nach der Trauerfeier durch die nutzungsberechtigte Person oder deren Beauftragte zu entfernen. Kunststoffe sind 
auch als Verpackungsmaterial nicht erlaubt. 

 
§ 19 
Herrichtung und Instandhaltung der Grabstätten 
 
(1) Jede Grabstätte ist spätestens sechs Monate nach dem Erwerb des Nutzungsrechts sowie nach jeder Bestattung für die Dauer des Nut-

zungsrechts so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck erfüllbar ist und die Würde des Friedhofs ge-
wahrt bleibt. Die Grabstätten sind gärtnerisch so zu bepflanzen, dass andere Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht 
beeinträchtigt werden.  

 Die Gehölze auf der Grabstätte dürfen eine Höhe von 1,50 m und die Grenzen der Grabstätte nicht überschreiten. Das Pflanzen von 
Bäumen ist nicht gestattet.  

 Wird ein Grabhügel angelegt, darf dieser nicht höher als 12 cm sein.   
(2) Die Verwendung von Kunststoffen für die Grabgestaltung und als Grabschmuck ist untersagt.  
(3) Abfälle sind in den dafür vorgesehenen Behältern zu entsorgen. Kompostierbares Material muss auf der ausgewiesenen Fläche abge-

legt werden. Nicht kompostierbares Material ist eigenverantwortlich fachgerecht zu entsorgen.  
(4) Das ganzflächige Abdecken der Grabstätte unter Verwendung von z.B. Holz, Metallen, Findlingen, Tropfsteinen, Kunststeinen, Kies, 

Zement, Gips, Glas, Keramik, Porzellan, Granulat jedweder Art, Platten, (Beispielsweise Verbund- oder Kunst-)Steinen, Folien oder 
Ähnlichem ist nicht gestattet.  
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 Eine Abdeckung darf maximal eine Größe von 1,70 m x 0,70 m haben. Diese bedarf der schriftlichen Zustimmung der Friedhofsträge-
rin. Die Zustimmung kann mit Auflagen erteilt werden. Die Zustimmung zur Errichtung oder Änderung ist rechtzeitig (vor Vergabe 
des Auftrages) unter Vorlage von Zeichnungen im Maßstab 1:10 und mit genauen Angaben über Art und Bearbeitung des Werkstoffes, 
über Beschaffenheit, Form und Größe einzuholen. Bei Änderungen sind zusätzlich Fotografien der vorhandenen Grabstätte einzu-
reichen. Soweit diese Unterlagen für die Beurteilung nicht ausreichen, müssen auf Verlangen der Friedhofsträgerin Zeichnungen in 
größerem Maßstab oder Modelle sowie Proben der Werkstoffe vorgelegt werden.  

 Das Abdecken der Grabstätte mit Materialien, die die Belüftung und Bewässerung des Erdreichs verhindern, ist verboten. 
(5) Zweckentfremdete Behältnisse (Beispielsweise Einmachgläser, Blechdosen oder ähnliches) und Arbeitsgeräte dürfen nicht auf der 

Grabstätte aufgestellt oder aufbewahrt werden. 
(6) Das Aufstellen von Bänken und anderen Sitzgelegenheiten auf der Grabstätte ist genehmigungspflichtig 
(7 Grablaternen müssen in Ausführung und Gestaltung zweckentsprechend sein und sich der Umgebung anpassen.  
(8) Das Anbringen von Fotografien und QR-Codes auf Grabmalen und sonstigen Anlagen bedarf der vorherigen Zustimmung der Fried-

hofsträgerin. Eine Fotografie bzw. ein QR-Code darf Angaben zum Verstorbenen im Klartext nicht ersetzen. Die Internetseite dahinter 
darf nichts enthalten, was im Widerspruch zum christlichen Glauben steht.   

(9) Die Friedhofsträgerin kann die Entfernung oder Änderung von Anlagen verlangen und  durchsetzen, die dieser Satzung widersprechen.  
 
§ 20 
Vernachlässigung der Grabstätten 
 
(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat die nutzungsberechtigte Person nach schriftlicher Aufforde-

rung der Friedhofsträgerin die Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist die nutzungsberechtigte Per-
son nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch öffentliche Bekanntmachung und durch einen auf drei 
Monate befristeten Hinweis an der Grabstätte auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hingewiesen. 

(2) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsträgerin die Grabstätte auf Kosten der nut-
zungsberechtigten Person in Ordnung bringen lassen oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen. Vor dem Entzug des Nut-
zungsrechts bzw. vor Herrichtung der Grabstätte auf Kosten der nutzungsberechtigten Person ist diese noch einmal schriftlich aufzu-
fordern, die Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu bringen. In der Androhung sind die voraussichtlichen Kosten zu benennen. In dem 
Entziehungsbescheid wird die nutzungsberechtigte Person aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb 
von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen. 

(3) Die nutzungsberechtigte Person ist in der schriftlichen Aufforderung oder in der öffentlichen Bekanntmachung auf die für sie maßgeb-
lichen Rechtsfolgen des Abs. 2 Satz 1 hinzuweisen. In dem Entziehungsbescheid ist der Hinweis zu geben, dass das Grabmal und die 
sonstigen baulichen Anlagen entschädigungslos in die Verfügungsgewalt der Friedhofsträgerin fallen und die Kosten der Abräumung 
die nutzungsberechtigte Person zu tragen hat. 

(4) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist die nutzungsbe-
rechtigte Person nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsträgerin den Grabschmuck entfernen. Die Friedhofs-
trägerin kann das abgeräumte Material nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Aufforderungsbescheides 
entsorgen.  

 
§ 21 
Dauergrabpflegeverträge 
 
Zur Grabpflege können Dauergrabpflegeverträge abgeschlossen werden.  
 
§ 22 
Grabmale 
 
Gestaltung und Inschrift der Grabmale dürfen nichts enthalten, was das christliche Empfinden verletzt oder der Würde des Ortes entgegen-
steht. 
 
§ 23 
Zustimmungspflicht für Grabmale und sonstige bauliche Anlagen 
 
(1) Das Aufstellen und jedes Verändern von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen (dies gilt auch für Grab- und Randeinfassungen) 

bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsträgerin. Die Zustimmung kann mit Auflagen erteilt werden. Mit der 
Durchführung dürfen nur zugelassene Bildhauerinnen und Bildhauer oder Steinmetzinnen und Steinmetze beauftragt werden. 

(2) Die Zustimmung zur Errichtung oder Änderung ist rechtzeitig vor Vergabe des Auftrages unter Vorlage von Zeichnungen im Maßstab 
1:10 und mit genauen Angaben über Art und Bearbeitung des Werkstoffes, über Inhalt, Form und Anordnung der Inschrift und des 
Symbols einzuholen. Bei Änderungen sind zusätzlich Fotografien der vorhandenen Grabmale einzureichen. Soweit diese Unterlagen 
für die Beurteilung nicht ausreichen, müssen Zeichnungen in größerem Maßstab oder Modelle sowie Proben des Werkstoffes und der 
vorgesehenen Bearbeitung vorgelegt werden. Das Errichten der Grabmale muss entsprechend der Technischen Anleitung zur Standsi-
cherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) der Deutschen Naturstein Akademie e. V. mit Sitz in 56727 Mayen erfolgen.  

(3) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach der Zustimmung errichtet wor-
den ist. 

(4) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen, die ohne Zustimmung errichtet oder verändert und nicht genehmigungsfähig sind, werden 
auf Kosten der nutzungsberechtigten Person entfernt. 

(5) Entspricht die Ausführung des Grabmals oder die sonstige bauliche Anlage nicht dem genehmigten Antrag und ist sie nicht genehmi-
gungsfähig, wird der nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist zur Abänderung oder Beseitigung des Grabmals oder der 
sonstigen baulichen Anlage gesetzt. Nach Ablauf der Frist wird das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage auf Kosten der nut-
zungsberechtigten Person von der Grabstätte entfernt und zur Abholung bereitgestellt. Die Friedhofsträgerin ist nicht verpflichtet, das 
Grabmal oder sonstige baulichen Anlagen aufzubewahren. Die Friedhofsträgerin kann das Grabmal oder die sonstigen baulichen An-
lagen nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen. 

(6) Provisorische Grabzeichen dürfen als naturlasierte Holzstele oder -kreuz bis zu einer Höhe von 0,80 m für einen Zeitraum von zwei 
Jahren nach der Bestattung gesetzt werden. 

(7) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen ist der Friedhofsträgerin der Bescheid und ein Nachweis über 
die Zahlung der Gebühr vorzulegen. Einzelheiten über das Anliefern und Aufstellen von Grabmalen und sonstigen baulichen Anlagen 
sind mit der Friedhofsträgerin abzustimmen. 
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§ 24 
Instandhaltung der Grabmale 
 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwort-

lich dafür ist die nutzungsberechtigte Person als Eigentümerin des Grabmals oder der sonstigen baulichen Anlage. 
(2) Mängel bezüglich der Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen davon hat die nutzungsberechtigte 

Person unverzüglich durch auf dem Friedhof zugelassene Gewerbetreibende beseitigen zu lassen. Bei Nichtbeachtung dieser Bestim-
mung haftet die nutzungsberechtigte Person für den Schaden. Wenn keine unmittelbare Gefahr besteht, erhält die nutzungsberechtigte 
Person eine schriftliche Aufforderung zur Befestigung oder zur Beseitigung. 

(3) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so ist auf die erforderliche Instandsetzung 
durch einen dreimonatigen Hinweis auf der Grabstätte und durch öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen. Kommt die nutzungsbe-
rechtigte Person der Aufforderung zur Befestigung oder Beseitigung nicht nach, kann die Friedhofsträgerin am Grabmal oder an den 
sonstigen baulichen Anlagen Sicherungsmaßnahmen auf Kosten der nutzungsberechtigten Person vornehmen lassen. 

(4) Bei unmittelbarer Gefahr ist die Friedhofsträgerin berechtigt, ohne vorherige Aufforderung an die nutzungsberechtigte Person das 
Grabmal auf deren Kosten umzulegen oder andere geeignete Maßnahmen durchzuführen. Die nutzungsberechtigte Person erhält da-
nach eine Aufforderung, die Grabstätte oder das Grabmal wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Geschieht dies 
nicht, kann die Friedhofsträgerin die notwendigen Arbeiten durchführen oder das Grabmal entfernen lassen. Die entstehenden Kosten 
hat die nutzungsberechtigte Person zu tragen. Die Friedhofsträgerin kann das Grabmal oder die sonstigen baulichen Anlagen nach Ab-
lauf einer Frist von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen.  

 
§ 25 
Schutz bedeutender Grabmale, Anlagen, Gehölze und Bäume 
 
(1) Künstlerisch oder geschichtlich bedeutende Grabmale und Anlagen oder solche, die als besondere Eigenart des Friedhofs gelten, unter-

stehen dem besonderen Schutz der Friedhofsträgerin. Sie werden als erhaltenswerte Grabmale oder Anlagen in einem Verzeichnis der 
Friedhofsträgerin geführt und dürfen nur mit Zustimmung der kirchlichen Aufsichtsbehörde verändert oder entfernt werden.  

(2) Bei eingetragenen denkmalwerten Grabmalen und Anlagen im Sinne des Denkmalschutzgesetzes ist bei Veränderungen zusätzlich die 
Erlaubnis der Unteren Denkmalbehörde einzuholen.  

(3) An Grabstätten mit künstlerisch oder geschichtlich bedeutenden Grabmalen und Anlagen, die frei von Nutzungsrechten und Ruhefris-
ten sind, können neue Nutzungsrechte nur vergeben werden, wenn sich die künftige nutzungsberechtigte Person zur Restaurierung so-
wie zur laufenden Unterhaltung der Grabstätten verpflichtet. 

(4) Gehölze und Bäume haben eine besondere Bedeutung für den Friedhof. Nutzungsberechtigte haben keinen Anspruch auf Beseitigung 
von Bäumen, Pflanzen und Hecken.  

 
§ 26 
Entfernen von Grabmalen 
 
(1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor Ablauf der Nutzungszeit nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Fried-

hofsträgerin entfernt werden. 
(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts sind die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen durch die nutzungsberechtigte Person zu ent-

fernen. Werden die Grabmale oder baulichen Anlagen nicht innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Nutzungsrechts entfernt, 
kann die Friedhofsträgerin die Grabmale oder sonstigen baulichen Anlagen auf Kosten der nutzungsberechtigten Person entfernen las-
sen. Die Friedhofsträgerin kann das Grabmal oder die sonstigen baulichen Anlagen nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit Un-
anfechtbarkeit des Aufforderungsbescheides entsorgen. Die Friedhofsträgerin haftet nicht für Schäden an Grabmalen und sonstigen 
baulichen Anlagen, die durch Entfernung entstehen können. 

(3) Bei erhaltens- und denkmalswerten Grabmalen ist § 27 zu beachten. 
 
III. Bestattungen und Feiern 
 
§ 27 
Bestattungen 
 
(1) Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche Handlung. Den Zeitpunkt legt die Friedhofsträgerin im Einvernehmen mit den An-

gehörigen und der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer fest. 
(2) Den Zeitpunkt einer nichtkirchlichen Bestattung legt die Friedhofsträgerin im Einvernehmen mit den Angehörigen fest. 
(3) Bei Bestattung durch eine andere Pfarrerin oder einen anderen Pfarrer ist die Friedhofsträgerin zu informieren. Die Bestimmungen der 

Kirchenordnung über die Erteilung eines Erlaubnisscheins (Dimissoriale) bleiben unberührt.  
 
§ 28 
Anmeldung der Bestattung 
 
(1) Die Bestattung ist unverzüglich bei der Friedhofsträgerin unter Vorlage der Bescheinigung des Standesamtes über die Beurkundung 

des Todesfalles oder des Bestattungserlaubnisscheines der Ordnungsbehörde schriftlich anzumelden. Bei Urnenbeisetzungen ist zu-
sätzlich die Einäscherungsurkunde vorzulegen. Die Bestattung kann frühestens 2 Arbeitstage nach der Anmeldung erfolgen. Die An-
meldevordrucke der Friedhofsträgerin sind zu verwenden. Dabei ist die Anmeldung der Bestattung durch die antragstellende Person zu 
unterschreiben. Ist die antragstellende Person nicht nutzungsberechtigt an der Grabstätte, so hat auch die nutzungsberechtigte Person 
durch ihre Unterschrift ihr Einverständnis zu erklären. Ist die nutzungsberechtigte Person einer vorhandenen Wahlgrabstätte verstor-
ben, so hat die künftige nutzungsberechtigte Person durch ihre Unterschrift die Übernahme des Nutzungsrechts in der Anmeldung 
schriftlich zu beantragen. 

(2) Wird eine Bestattung nicht rechtzeitig mit den erforderlichen Unterlagen bei der Friedhofsträgerin angemeldet, so ist die Friedhofsträ-
gerin berechtigt, den Bestattungstermin bis zur Vorlage der erforderlichen Angaben und Unterlagen auszusetzen. Werden die erforder-
lichen Unterschriften nicht geleistet, kann die Bestattung nicht verlangt werden. 

 
§ 29 
Leichenkammern 
 
(1) Die Leichenkammern dienen zur Aufbewahrung der Verstorbenen bis zu deren Bestattung und der Aschenurnen bis zu deren Beiset-

zung. Die Aufbewahrung der Leichen erfolgt in Särgen. Die Kammern und die Särge dürfen nur im Einvernehmen mit der Friedhofs-
trägerin geöffnet und geschlossen werden. Die Särge sind rechtzeitig vor Beginn der Trauerfeier oder der Bestattung endgültig zu 
schließen. Für die Aufbewahrung von Leichen gilt das Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz - BestG 
NRW) vom 17. Juni 2003 in der jeweils geltenden Fassung.  
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(2) Jede Leichenkammer und jeder Sarg ist mit den Angaben über Namen und Wohnort der verstorbenen Person sowie dem Namen des 
Bestattungsunternehmens zu versehen. 

(3) Särge, in denen an anzeigepflichtigen Krankheiten verstorbene Personen liegen, dürfen nur mit Zustimmung des zuständigen Gesund-
heitsamtes geöffnet werden. 

(4) Die Friedhofsträgerin übernimmt die Grunddekoration der Leichenkammer. Zusätzliche Dekorationen sind mit der Friedhofsträgerin 
abzustimmen. 

 
§ 30 
Friedhofskapelle 
 
(1) Die Friedhofskapelle dient bei der kirchlichen Bestattung als Stätte der Verkündigung. 
(2) Die Friedhofsträgerin gestattet die Benutzung der Kapelle durch Religionsgemeinschaften, die zur Arbeitsgemeinschaft christlicher 

Kirchen in Deutschland gehören.  
(3) Die Benutzung der Kapelle durch andere Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften bedarf der vorherigen Zustimmung der 

Friedhofsträgerin. Bei den Trauerfeiern darf der christliche Glaube nicht verunglimpft werden. Christliche Symbole in der Kapelle dür-
fen nicht verdeckt, verändert oder entfernt und weitere Symbole nicht verwendet werden.  

(4) Die Benutzung der Kapelle kann versagt werden, wenn die verstorbene Person an einer meldepflichtigen, übertragbaren Krankheit ge-
litten hat. 

(5) Die Friedhofsträgerin übernimmt die Grunddekoration der Friedhofskapelle. 2Zusätzliche Dekorationen sind mit der Friedhofsträgerin 
abzustimmen.  

 
§ 31 
Andere Bestattungsfeiern am Grab 
 
(1) Bestattungsfeiern anderer Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften am Grab sowie Ansprachen am Grab bedürfen der Zu-

stimmung der Friedhofsträgerin. 
(2) Kränze können mit kurzen Widmungsworten, soweit diese nicht widerchristlichen Inhalts sind, nach Abschluss der Bestattungsfeier an 

der Grabstätte niedergelegt werden. 
(3) Kranzschleifen dürfen keine Inschriften widerchristlichen Inhalts tragen; andernfalls können solche Schleifen entfernt werden. 
 
§ 32 
Musikalische Darbietungen 
 
(1) Für besondere musikalische Darbietungen bei Bestattungsfeiern in der Friedhofskapelle und auf dem Friedhof ist vorher die Zustim-

mung der Friedhofsträgerin einzuholen.   
(2) Besondere Feierlichkeiten auf dem Friedhof (einschließlich Musikdarbietungen) außerhalb einer Bestattungsfeierlichkeit bedürfen der 

rechtzeitig einzuholenden Zustimmung der Friedhofsträgerin. 
 
§ 33 
Zuwiderhandlungen 
 
Wer den Bestimmungen dieser Friedhofssatzung zuwiderhandelt, kann durch eine beauftragte Person der Friedhofsträgerin zum Verlassen 
des Friedhofs veranlasst, gegebenenfalls durch die Friedhofsträgerin wegen Hausfriedensbruchs angezeigt werden 
 
IV. Schlussbestimmungen 
 
§ 34 
Haftung 
 
Die Friedhofsträgerin haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung des Friedhofs, seiner Anlagen und Einrichtun-
gen, durch dritte Personen, durch Tiere oder durch höhere Gewalt entstehen.  
 
§ 35 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
(1) Diese Friedhofssatzung und alle Änderungen hierzu bedürfen zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt des 

Kreises Minden-Lübbecke. 
 
§ 36 
Inkrafttreten 
 
(1) Diese Friedhofssatzung und alle Änderungen treten jeweils am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofssatzung tritt die bisherige Friedhofssatzung vom 31. März 2004 außer Kraft. 
 
Blasheim, den 10.06.2015 
  Die Friedhofsträgerin 
  gez. Vorsitzender          gez. Presbyterin          gez. Presbyter 
Siegel 
 
 
  In Verbindung mit dem Beschluss des  
  Presbyteriums der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Blasheim  
  vom 10. Juni 2015  
  kirchenaufsichtlich genehmigt. 
Bielefeld, 25. Juni 2015 
Az.:723.01-4002 
  Evangelische Kirche von Westfalen 
  Das Landeskirchenamt 
  Im Auftrag  
  gez. Martin Bock 
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189 Bekanntmachung 
  der Satzung zur Änderung der Friedhofsgebührensatzung der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Blasheim 
 
  Satzung zur Änderung 
  der Friedhofsgebührensatzung 
  für den Friedhof der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Blasheim 
  vom 10.06.2015 
 
  § 1 
Die Friedhofsgebührensatzung für den Friedhof der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Blasheim  vom 06.10.2010, verlängert am 11.09.2013 
wird wie folgt geändert: 
 
Die Absätze 2 und 4 des § 4 (Nutzungsgebühren) erhalten  folgende  Fassung: 
 
(2) Reihengemeinschaftsgrabstätten ohne Nutzungsrecht einschließlich Unterhaltung  
 durch die Friedhofsträgerin  
 
a) Erdbestattung incl. Grablatte (Ruhezeit 30 Jahre) 1.000,00 Euro 
    
b) Erdbestattung „Individuelles Rasengrab“ (Ruhezeit 30 Jahre) 1.455,00 Euro 
   
c) Urnenbeisetzung incl. Grabplatte (Ruhezeit 30 Jahre)             850,00    Euro 
   
d) Urnenbeisetzung „Staudengarten“ incl. Grabplatte (Ruhezeit 30 Jahre) 1.780,00 Euro 
   
e) Urnenbeisetzung „Baumbestattung“ incl. Grabplatte (Ruhezeit 30 Jahre) 1.735,00 Euro 
    
(4) Wahlgemeinschaftsgrabstätten mit Nutzungsrecht einschließlich Unterhaltung durch  
 die Friedhofsträgerin 
a) Erdbestattung „Individuelles Rasengrab“ (Ruhezeit 30 Jahre) 2.910,00 Euro 
    
b) jährl. Verlängerungsgebühr Erdbestattung „Individuelles Rasengab“   
 (Ruhezeit 30 Jahre) 

97,00 Euro 

   
c) Urnenbeisetzung „Staudengarten“ incl. Grabplatte (Ruhezeit 30 Jahre) 3.210,00 Euro 
   
d)  jährl. Verlängerungsgebühr Urnenbeisetzung „Staudengarten“   
 (Ruhezeit 30 Jahre) 

84,00 Euro 

e)  Grabplatte für den Letztverstorbenen  340,00 Euro 
   
f) Urnenbeisetzung „Baumbestattung“ incl. Grabplatte (Ruhezeit 30 Jahre) 2.105,00 Euro 
   
g)  jährl. Verlängerungsgebühr Urnenbeisetzung „Baumbestattung“   
 (Ruhezeit 30 Jahre) 

58,50 Euro 

h)  Grabplatte für den Letztverstorbenen  350,00  Euro 
   
i) Urnenbeisetzung „Partnergrab“ incl. Grabplatte 
        (Ruhezeit 30 Jahre) 

3.665,00 Euro 

   
j) jährl. Verlängerungsgebühr Urnenbeisetzung „Partnergrab“   
 (Ruhezeit 30 Jahre) 

106,00 Euro 

k)  Grabplatte für den Letztverstorbenen  150,00 Euro 
 
  § 2 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
Blasheim, den 10.06.2015 
Siegel Die Friedhofsträgerin 
  gez. Vorsitzender                        gez. Presbyter                          gez. Presbyter 
 
  In Verbindung mit dem Beschluss des 
  Presbyteriums der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Blasheim  
  vom 10. Juni 2015 
  kirchenaufsichtlich genehmigt. 
 
Für die §§ 4 – 8 (Gebührentarife) wird die Genehmigung befristet bis zum 31.Dezember 2016  erteilt. 
 
Bielefeld, 06. Juli 2015 
Az.: 723.02-4002 
  Evangelische Kirche von Westfalen 
Siegel Das Landeskirchenamt 
  In Vertretung 
  gez. Dr. Arne Kupke 
   
 
  Staatsaufsichtlich genehmigt 
Detmold, den 08. Juli 2015 
  Bezirksregierung 
Siegel Im Auftrag 
  gez. Unterschrift  
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190 Bekanntmachung 
  Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 331 537 118 der Sparkasse Minden-Lübbecke ist durch uns am 26.03.2015 mit einer Ausschlussfrist 
von 3 Monaten aufgeboten worden.  
 
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.  
 
Minden, den 06.07.2015 
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum             Böttcher 
 
 
  Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
as Sparkassenbuch zum Konto Nr. 321 168 635 der Sparkasse Minden-Lübbecke ist durch uns am 26.03.2015 mit einer Ausschlussfrist 
von 3 Monaten aufgeboten worden.  
 
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.  
 
Minden, den 06.07.2015 
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum             Böttcher 
 
 
  Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 321 083 545 der Sparkasse Minden-Lübbecke ist durch uns am 10.04.2015 mit einer Ausschlussfrist 
von 3 Monaten aufgeboten worden.  
 
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.  
 
Minden, den 06.07.2015 
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum             Böttcher 
 
 
  Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch zum Konto Nr. 421 026 774 der Sparkasse Minden-Lübbecke ist durch uns am 10.04.2015 mit einer Ausschlussfrist 
von 3 Monaten aufgeboten worden.  
 
Da innerhalb der Aufgebotsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht wurden, wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.  
 
 
Minden, den 06.07.2015 
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum             Böttcher 
 
 
191 Bekanntmachung 
  Aufgebot 
Am 19.06.2015 wurde das Aufgebot des von der Sparkasse Minden-Lübbecke ausgestellten 
 
  Sparkassenbuches zu Konto Nr. 331 261 503 
beantragt.  
Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten bei der Sparkasse Minden-Lübbecke seine Rechte anzumelden und die 
Urkunde vorzulegen, da andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird.  
 
Minden, den 09.07.2015  
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Kirschbaum               Böttcher 
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